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» Frieden in Europa »
Dass die EU und die einzelnen Mitgliedsstaaten vor zwei Jahren 
auf die Flüchtlingsströme nicht vorbereitet waren, ist mittlerweile 
gesichertes Wissen. Leider! Und dies, obwohl in Brüssel tausende Be-
amte sitzen und die Konflikte in den betroffenen Ländern seit Jahren 
bekannt waren. Was die Flüchtlingsproblematik anbelangt, haben 
unsere Politiker noch viel Luft nach oben.

Was aber in Vergessenheit geraten ist, ist die Tatsache, dass das po-
litische Zusammenwirken in Europa seit den 50er Jahren ausschlag-
gebend dafür ist, dass wir in Frieden miteinander leben. Nach den 
beiden Weltkriegen haben verantwortungsvolle Politiker erkannt, 
dass Frieden nur dadurch erreicht werden kann, wenn die Verantwort-
lichen der europäischen Staaten regelmäßig miteinander an einem 
Tisch sitzen.

Wer miteinander redet und verhandelt, braucht keine Auseinander-
setzungen zu führen.

Natürlich gibt es sowohl zwischen den einzelnen Mitgliedsstaaten als 
auch an unseren Außengrenzen noch genug Brennpunkte. Aber an 
der europäischen Zusammenarbeit und am friedlichen Miteinander 
führt kein Weg vorbei.

Einzelstaatliche Interessen sind manchmal zugunsten eines europä-
ischen Wertesystems hintanzustellen.
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Welche Sorgfaltsmaßnahmen von einem 
Unternehmer, der sein Recht auf Vorsteuer- 
abzug ausüben möchte, verlangt werden 
können, hängt aufgrund fehlender Rege-
lungen von den jeweiligen Umständen ab.

Betrugsdelikte im Zusammenhang mit 
hinterzogenen Umsatzsteuern sind für 
Unternehmer schwer durchschaubar. 
Auch seriös arbeitende Unternehmer 
können in einen sogenannten Karussell-
betrug verwickelt sein. Die Folge davon 
kann der Verlust des Vorsteuerabzuges 
sein, soweit der Unternehmer von der 
Umsatzsteuerhinterziehung wusste 
oder wissen musste. Schutz vor diesem 
Verlust bringen insbesondere die Doku-
mentation des Geschäftsablaufes und 
damit der Nachweis der Gutgläubigkeit. 

Begriff des Karussellbetruges
Bei einem Karussellbetrug wirken meist 
mehrere Unternehmer in verschiedenen 
EU-Mitgliedstaaten zusammen, wobei 
ein Unternehmer in dieser Kette die 
Umsatzsteuer nicht abführt, die ande-
ren Abnehmer hingegen die Vorsteuer-
beträge geltend machen. Es gibt auch 
Fälle, in denen seriös arbeitende Firmen 
in diese Betrugskette eingebunden wer-
den, ohne dass diese von einem Betrug 
etwas bemerken. 

Auf Initiative der bäuerlichen Interessenvertretung wurde eine einfache Besteuerung in 
Form einer Abzugsteuer für Entschädigungszahlungen von Elektrizitätsunternehmen, Erd-
gasunternehmen, Erdöllieferfirmen und Fernwärmeversorgungsunternehmen beschlossen.

Die neue Regelung tritt zum 1.1.2019 in Kraft. Bemessungsgrundlage für die Abzug-
steuer ist der an Land- und Forstwirte bezahlte Betrag vor Berücksichtigung der Abzug-
steuer, unabhängig davon, ob und in welchem Umfang dieser Betrag die Rechtseinräu-
mung, die Abgeltung einer steuerfreien Wertminderung oder sonstige Zahlungen (z. B. 
Entschädigungen für Ertragsausfälle, Wirtschaftserschwernisse, Wegebenützung oder 
für eine temporäre Nutzung einer Liegenschaft als Lagerplatz) betrifft. 

10 % Abzugsteuer
Die Umsatzsteuer ist nicht Teil der Bemessungsgrundlage. Die Abzugsteuer beträgt 10 %.  
Schuldner der Abzugsteuer ist der Empfänger der Einkünfte, also der Landwirt. Abzugs-
verpflichteter ist der Schuldner der Einkünfte, also das jeweilige Infrastrukturunterneh-
men. Das abzugsverpflichtete Unternehmen hat die Abzugsteuer bei jeder Zahlung 
einzubehalten und die in einem Kalenderjahr einbehaltenen Steuerbeträge in einem 
Gesamtbetrag spätestens am 15. Februar des Folgejahres an sein Betriebsfinanzamt 
abzuführen. Es hat außerdem innerhalb der oben genannten Frist dem Finanzamt eine 
elektronische  Anmeldung über FinanzOnline zu übermitteln, in der die Empfänger der 
Einkünfte zu bezeichnen und die auf diese entfallenden Steuerbeträge anzugeben sind. 

Datenübermittlung an den Abzugsverpflichteten
Der Finanzminister wurde ermächtigt, den weiteren Inhalt der Anmeldung und das 
Verfahren der elektronischen Übermittlung mit Verordnung festzulegen. Der Emp-

»Karussellbetrug:
Vorsteuerabzug bei Gutgläubigkeit? »

»Land- und Forstwirte: Änderungen bei Leitungsentschädigungen ab 1.1.2019 »

Grundsätzlich hat der Unternehmer ein 
Recht auf Vorsteuerabzug, soweit die ge-
setzlichen Voraussetzungen erfüllt sind. 
Das Recht auf Vorsteuerabzug entfällt aber, 
wenn der Unternehmer wusste oder wis-
sen musste, dass der betreffende Umsatz 
im Zusammenhang mit Umsatzsteuerhin-
terziehung steht. Dies gilt auch wenn ein 
solches Finanzvergehen einen vorgelager-
ten oder nachgelagerten Umsatz betrifft.

Der Europäische Gerichtshof (EuGH) 
führt hierzu aus, dass es keinesfalls 
zulässig ist, die Kontrollaufgaben der 
Steuerbehörde vollständig auf den Un-
ternehmer zu übertragen. Unternehmer 
sind zwar verpflichtet, ihre Lieferanten 
zu kontrollieren, diese Pflicht darf aber 
nicht überzogen werden. 

Sorgfaltsmaßstab differiert
nach Geschäftszweigen
Welche Maßnahmen von einem Unter-
nehmer, der den Vorsteuerabzug in An-
spruch nehmen möchte, verlangt wer-
den können, um sich Klarheit darüber zu 
verschaffen, dass seine Geschäfte nicht 
in einen Betrug einbezogen sind, hängt 
aufgrund fehlender Regelungen im Ge-
setz von den jeweiligen Umständen ab. 
Maßgeblich sind nicht die persönlichen 
Fähigkeiten des Unternehmers. 

Abzustellen ist auf einen objektiven 
Maßstab, wobei der Sorgfaltsmaßstab 
nach Geschäftszweigen durchaus dif-
ferieren kann. Hierbei gilt allgemein, 
dass die Sorgfalts- und Kontrollpflichten 
des Unternehmers umso höher sind, je 
ungewöhnlicher die einzelnen Sachver-
halte im Vergleich zu den Usancen der 
betreffenden Branche gelagert ist. 

Wir raten aus Nachweisgründen im Zu-
sammenhang mit Lieferanten zumindest 
zum qualifizierten UID-Bestätigungsver-
fahren (Stufe 2 Abfrage), zu einer Firmen-
buchabfrage sowie zur Aufforderung zur 
Vorlage der Gewerbeberechtigung. Wich-
tig für die Glaubhaftmachung gegenüber 
der Finanz ist, dass die oben durchge-
führten Maßnahmen auch nachgewie-
sen werden können. Daher ist es notwen-
dig, die Abrufe und Nachweise entweder 
in Papierform auszudrucken und abzule-
gen oder digital zu archivieren. 

ECA-Steuertipp:

Dokumentieren Sie die durch Sie 
getätigten Sorgfaltsmaßnahmen im 
Zusammenhang mit der Beurteilung 
Ihrer Lieferanten

fänger der Einkünfte (z. B. Landwirt) hat 
dem Abzugsverpflichteten zum Zwecke 
der Anmeldung seine persönlichen Da-
ten (wie z. B. Name, Geburtsdatum, SV-
Nummer) bekannt zu geben.

Einkommensteuer durch
Abzugsteuer abgegolten
Mit der Entrichtung der Abzugsteuer 
durch den Abzugsverpflichteten gilt die 
Einkommensteuer in Bezug auf diese 
Einkünfte als abgegolten. Davon abwei-
chend ist eine Regelbesteuerungsoption 
möglich. Dann ist auf Einkünfte, von 
denen eine Abzugsteuer einbehalten 
worden ist, der allgemeine Steuertarif 
anzuwenden.

Sofern der Steuerpflichtige die Berück-
sichtigung der Einkünfte nicht in der von 
ihm nachzuweisenden Höhe beantragt, 
sind diese mit 33 % der auf das Veran-
lagungsjahr bezogenen Bemessungs-
grundlage anzusetzen.
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»Verpflegung der Mitarbeiter
aus umsatzsteuerlicher Sicht »
Die Verköstigung von Mitarbeitern in 
der betriebseigenen Kantine bietet so-
wohl für den Dienstgeber als auch für die 
Dienstnehmer Vorteile. Dazu zählen der 
geringere Zeitaufwand für die Essensein-
nahme sowie die Möglichkeit der inner-
betrieblichen Kommunikation zwischen 
den Mitarbeitern.

Nachfolgend werden auszugsweise die 
umsatzsteuerlichen Konsequenzen der 
Verköstigung von Mitarbeitern aufge-
zeigt, je nachdem ob sie entgeltlich, un-
entgeltlich/begünstigt oder von dritter 
Seite (ein nicht betriebszugehöriges Un-
ternehmen übernimmt die Verpflegung) 
erfolgt.

Entgeltliche Verpflegung
Erfolgt die Verköstigung der Mitarbeiter 
durch eine im eigenen Namen und auf 
eigene Rechnung des Dienstgebers be-
triebene Kantine, wobei die Dienstneh-
mer für das verabreichte Essen zahlen 
müssen, so stellt die entgeltliche Verpfle-
gung einen Leistungsaustausch dar. Es 
fällt somit entsprechend der verkauften 
Produkte Umsatzsteuer von 10 % (z. B.  
Speisen) bzw. 20 % (z. B. Getränke) an. 
Die Steuerschuld entsteht im Monat der 
Verpflegung. Der Vorsteuerabzug des 
Unternehmers steht in diesem Fall zu.

Unentgeltliche/begünstigte Ver-
pflegung
Müssen die Mitarbeiter nichts für das 
Essen in der Kantine bezahlen und ist 
die unentgeltliche Verpflegung nicht 
Bestandteil des Lohnes, wird davon aus-
gegangen, dass die Verköstigung der 
Dienstnehmer im privaten Interesse des 
Dienstgebers liegt. Beim Dienstgeber 
kommt es bei unentgeltlicher Verpfle-
gung zu einer Eigenverbrauchsbesteue-
rung.

Bei einer vergünstigten Verpflegung 
ist der Normalwert (entspricht dem 
fremdüblichen Preis) als Bemessungs-
grundlage anzusetzen. Durch diese bei-
den Maßnahmen wird sichergestellt, 
dass für jene Ausgaben, für die sich der 
Unternehmer zunächst die Vorsteuer 
geholt hat, die aber schließlich nicht für 

unternehmerische Zwecke getätigt wer-
den, eine Nachversteuerung mit Um-
satzsteuer erfolgt. 

Keine Umsatzbesteuerung
bei betrieblichem Interesse
Eine Umsatzbesteuerung kann unterlas-
sen werden, wenn die Verpflegung des 
Arbeitnehmers im Betrieb vor allem im 
überwiegenden betrieblichen Interesse 
des Unternehmers gelegen ist. Ein Über-
wiegen des betrieblichen Interesses wird 
von der Finanzverwaltung anerkannt, 
wenn etwa ein notwendiger Bereit-
schaftsdienst aufrechterhalten werden 
soll.

Dies kann bei Lift- und Seilbahnpersonal, 
bei technischem Überwachungsperso-
nal, bei welchem sich die Dienststelle in 
exponierter Lage befindet, oder bei me-
dizinischem Bereitschaftspersonal der 
Fall sein.

Gewährt der Unternehmer seinen 
Dienstnehmern kostenlose Mahlzeiten, 
damit sie in der Mittagspause telefo-
nisch erreichbar sind, führt dieser Um-
stand für sich alleine jedoch nicht dazu, 
dass kein Eigenverbrauch vorliegt. Hat 
der Arbeitnehmer im Zusammenhang 
mit der Verpflegung am Arbeitsplatz ei-
nen Kostenbeitrag zu leisten, ist dieser 
umsatzsteuerpflichtig. 

Ausnahme: Handelt es sich beim Arbeit-
geber um ein Unternehmen des Gast-, 
Schank- oder Beherbergungsgewerbes, 
so stellt die unentgeltliche Beherber-
gung und Verköstigung von Dienst-
nehmern keinen umsatzsteuerlich rele-
vanten Eigenverbrauch dar.

Betrieb der Kantine durch Dritte
Leistet der Unternehmer einen Essens-
zuschuss für seine Dienstnehmer an 
eine von einem Dritten betriebene Be-
triebsküche, so handelt es sich bei den 
geleisteten Zahlungen um sogenanntes 
„Entgelt von dritter Seite“. Der Dienst- 
geber hat mangels Leistungsempfänger- 
eigenschaft keinen Vorsteuerabzug auf 
diese Zahlungen, da die Rechnung an 
den jeweiligen Dienstnehmer gestellt 
wird.

»Registrierkassen-
pflicht bei Buschen-
schanken »
Beim Betrieb von Buschenschanken gibt 
es Erleichterungen von der Registrierkas-
senpflicht.

Für Buschenschanken, deren Jahres-
umsatz unter EUR 30.000,00 liegt und 
deren Betrieb maximal 14 Tage im Ka-
lenderjahr geöffnet ist, entfällt die Ein-
zelaufzeichnungs-, Belegerteilungs- und 
Registrierkassenpflicht. In diesem Fall 
kann die vereinfachte Losungsermitt-
lung angewendet werden. 

ECA-Hinweis:

Zu beachten ist allerdings, dass 
die Jahresumsatzgrenze von EUR 

30.000,00 gesamtbetrieblich zu 

sehen ist. Das heißt, die Berechnung 

der begünstigten Umsätze von EUR 

30.000,00 erfolgt unter Einbeziehung 

aller anderen Umsätze des Gesamt-

betriebes.

Laut Finanz ergibt sich dies daraus, dass 
der Buschenschank in steuerlicher Be-
trachtung im Regelfall kein eigener Be-
trieb, sondern Teil des Weinbau- oder 
Obstbaubetriebes ist. 

Losungsermittlung mit
Registrierkasse

Wenn die beiden relevanten Umsatz-
grenzen in Höhe von EUR 30.000,00 
(netto) Gesamtumsatz sowie EUR 
7.500,00 (netto) Barumsatz erstmalig 
überschritten werden, bestehen die Ver-
pflichtungen zur Losungsermittlung mit 
Registrierkasse und zur Belegerteilung 
mit Beginn des viertfolgenden Monats 
nach Ablauf des Voranmeldungszeit-
raums, in dem die Umsatzgrenzen über-
schritten wurden.

Wird die Umsatzgrenze in einem Fol-
gejahr nicht überschritten und ist auf-
grund besonderer Umstände absehbar, 
dass diese Grenze auch künftig nicht 
überschritten wird, so fallen die oben 
genannten Verpflichtungen mit Beginn 
des nächstfolgenden Kalenderjahres 
weg.
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